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Die Eurokrise – eine Vertrauenskrise

Das belegen Umfragen. Eurobarometer2 vermeldet, dass 
59% der Deutschen europäischen Institutionen misstrauen 
(EU 57%). 2007 waren es noch 36% (EU 32%). Einer Umfrage 
des Bankenverbandes3 zufolge glauben 91% der Befragten 
nicht daran, dass die Staatsverschuldung in den nächsten 
zehn bis 15 Jahren sinken werde. Im jüngsten ARD-Deutsch-
land-Trend4 geben 75% der Befragen an, dass der schlimms-
te Teil der Eurokrise noch bevorstehe. 44% der Befragten ma-
chen sich Sorgen über ihre Ersparnisse. 

Die Ursachen dieses allgemeinen Vertrauensverlustes in die 
Politik liegen im Krisenmanagement der letzten Jahre. Auf 
einen kurzen Nenner gebracht, lassen sie sich drei Faktoren 
zuschreiben. 

• Faktor 1 – Überraschungsmoment und Politik der kleinen 
Schritte: In der Frühphase der Krise lagen die Ereignisse 
außerhalb des Erwartungsrahmens von Politik und Gesell-
schaft. Die unterschiedliche Interessenlage der 17 Euro-
länder führte daher zu einem Entscheidungsstau. Dieser 
wurde schließlich über eine Lösungsstrategie der kleinen 
Schritte aufgelöst, die sich am kleinsten gemeinsamen 
Nenner aller beteiligten Staaten orientierte – und zugleich 
ein Bild der Trägheit und des Folgens statt Führens ver-
mittelte.

• Faktor 2 – Dehnung des europarechtlichen Rahmens: Mit 
den fi nanziellen Hilfen für Griechenland und andere Kri-
senländer wurde das Nichtbeistandsgebot des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union umgangen. 
Als zumindest kreative Interpretation des europäischen 

2 Vgl. Europäische Kommission: Standard-EB-78, Brüssel 2012.
3 Bankenverband: Euro, Banken und Politik im Spiegel der Öffentlich-

keit, Berlin, Oktober 2012.
4 Infratest-Dimap: ARD-DeutschlandTrend April 2013, Berlin 2013. 

Auch im vierten Jahr der Eurokrise kommt der Währungs-
raum nicht zur Ruhe. Die Lage an den Finanzmärkten bleibt 
fragil, euroskeptische Kräfte legen in der Wählergunst zu, 
und die jüngsten Turbulenzen um das Rettungspaket für 
Zypern zeigen, dass die politischen Risiken in der Eurozo-
ne weiterhin hoch sind. 

Auf den ersten Blick erscheint dies angesichts der Ret-
tungsmaßnahmen doch erstaunlich: Mit EFSF und ESM 
wurden umfangreiche Rettungsmechanismen aufgesetzt, 
die notleidende Staaten vorübergehend vor Illiquidität und 
Insolvenz bewahren können. Gleichzeitig hat die EZB mit 
Niedrigzinspolitik, Langfristtendern, Aufkaufprogrammen 
für Staatsanleihen an den Sekundärmärkten und Notliqui-
ditätsmaßnahmen der nationalen Zentralbanken eine ak-
tive Rolle eingenommen – bis hin zur indirekten Staatsfi -
nanzierung. Alle diese Hilfsmaßnahmen zielen darauf ab, 
den Krisenländern mehr Zeit zu geben, damit sie über 
Konsolidierungsmaßnahmen ihre fi skalische Schiefl age 
beenden und über Strukturreformen der wirtschaftlichen 
und politischen Stagnation entkommen können. Sparkurs 
und Strukturreformen sind jedoch kein Selbstzweck. Er-
folgreich sind sie nur, wenn die Politik über sie verlässliche 
Erwartungen bilden kann. Diese Erwartungen können je-
doch nur gebildet werden, wenn Menschen der Politik in 
ihrer Steuerungsfunktion ihr Vertrauen schenken. 

Eben dieses Vertrauen ist heute stark angeschlagen. Bei 
der Eurokrise handelt es sich um weit mehr als nur eine 
Staatsschuldenkrise, die über kurzfristige Rettungsme-
chanismen, mittelfristige Sparmaßnahmen und langfristige 
Strukturreformen gemeistert werden könnte. Es handelt 
sich auch um eine Vertrauenskrise in die Politik und in den 
Euro als gemeinsame Währung.1 

* Der Autor vertritt in dem Beitrag seine eigene Meinung, die sich nicht 
notwendigerweise mit der der Deutsche Bank AG oder Deutsche 
Bank Research deckt.

1 Vgl. N. Heinen: Mission Vertrauen: Wege aus der Eurokrise, Halle 2012.
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auf Empfehlungen, auf Aussagen und Auskünfte von uns 
als zuverlässig erscheinender Quellen angewiesen. Auch ir-
rationale Aspekte wie Sympathie, Glaubwürdigkeit oder die 
subjektive Einschätzung können dabei eine Rolle spielen. 
Vertrauen ist das Sichverlassen auf Aussagen anderer und 
Erfahrungen mit anderen, das wir zur Grundlage eigener Ent-
scheidungen machen. Niklas Luhmann bezeichnet Vertrauen 
als Mechanismus zur Reduktion sozialer Komplexität.6 Unsi-
cherheiten werden für uns dadurch leichter erträglich und die 
Zukunft gefühlt sicherer. Wären wir allwissend, müssten wir 
kein Risiko eingehen. Es gäbe dieses Risiko schlicht gar nicht, 
denn wir wüssten den Ausgang unserer Handlungen schon 
im Voraus. 

Vertrauen ist eine Erwartungshaltung in das zwischen-
menschliche Gegenüber. Es wird besonders stark, wenn es 
erfolgreich geübt und praktiziert wird – und sich dadurch 
selbst bestätigt. Verträge, Kontrollen und Sanktionen werden 
dann nur noch zum Auffangnetz bei Auseinandersetzungen 
– sie bestimmen jedoch nicht mehr das menschliche Han-
deln. Vertrauen macht rege und mutige Geschäftstätigkeit 
möglich und vereinfacht so das menschliche Miteinander. Die 
Gegenseitigkeit von Vertrauensbeziehungen macht es uns 
leicht, aus freien Stücken miteinander zu kooperieren. Es ist 
diese Freiwilligkeit, die Vertrauen von anderen Mechanismen 
sozialer Interaktion, etwa Geld oder Macht, unterscheidet.7 
Vertrauen basiert nicht nur ausschließlich auf Kalkül, sondern 
auch auf Wertvorstellungen. Wir lernen es von Menschen, die 
wir als positiv beurteilen, weil sie uns nah und bekannt sind. 
Das zwischenmenschliche Vertrauen wird zu einem Kom-
pass, der uns unser Leben lang begleitet und uns hilft, unser 
Gegenüber in unsere persönlichen Wertekoordinaten einzu-
ordnen. Neben dem zuvor geschilderten zwischenmenschli-
chen Vertrauen gibt es zwei weitere Arten von Vertrauen:

• Sozialvertrauen: Wir legen unser Vertrauen auch in den 
Zustand, die Verfasstheit und die guten Absichten der ge-
samten Gesellschaft. Sie entstehen aus einer Orientierung 
aller an Normen, Verboten, Geboten, Symbolen, Traditio-
nen und Verhaltensweisen, die einen gesellschaftlichen 
Wertekanon bilden. Je stärker eine Gesellschaft Vertrauen 
als Mittel der Interaktion nutzt, desto stärker wird es zum 
gesellschaftlichen Band8 und umso mehr überträgt es sich 
auf andere Bereiche der Gesellschaft und auf das gesell-
schaftliche Leben als Ganzes.

• Systemvertrauen: Kein Mensch lebt für sich allein. Wir al-
le sind Teil einer Familie, Mitglieder in Vereinen und – aufs 
Ganze betrachtet – Teil einer Gesellschaft. Diese Gesell-

6 Vgl. N. Luhmann: Vertrauen als Mechanismus zur Reduktion sozialer 
Komplexität, Stuttgart 2001, S. 93.

7 Vgl. ebenda, S. 64 ff.
8 Vgl. J. Locke: Essays on the Law of Nature, Oxford 1954.

Vertragswerks werten viele Beobachter auch die Sekun-
därmarktinterventionen der EZB.5

• Faktor 3 – Politische Kommunikation geprägt von Kurs-
wechseln und Ratlosigkeit: Die Politik der kleinen Schritte 
führte weiterhin zu einer politischen Kommunikation, die 
Kritiker als beliebig und inkonsistent beschreiben, und die 
über weite Strecken der Eurokrise keine klare Strategie er-
kennen ließ. Mehrfach wurden die Haftungssummen des 
Eurorettungsschirms ausgeweitet, die wirtschaftspoliti-
schen Bedingungen der fi nanziellen Unterstützungsleis-
tungen aufgeweicht und Zinskonditionen für Rettungskre-
dite vergünstigt. Ein jüngstes Beispiel sind die turbulenten 
Verhandlungen über die Bedingungen der Rettung von Zy-
pern im März 2013, in denen sich die Nachrichtenlage über 
eine Teilenteignung von Sparern mit Einlagen unterhalb 
der vormals garantierten Schutzgrenze von 100 000 Euro 
mehrfach überschlug, und letztlich auch das Vertrauen in 
eine zuvor als sicher geltende Anlageklasse – die Sparein-
lagen – beeinträchtigte.

Diese drei Faktoren stehen im diametralen Verhältnis zum 
bürgerlichen Bedürfnis nach Sicherheit und politischer 
Führung, das angesichts instabiler Finanzmärkte, niedri-
gen Wachstumspotenzials, steigender Staatsverschuldung 
und einer Verschiebung des globalen Kraftfelds hin zu den 
Schwellenländern zunimmt. Eine europäische Politik, die kei-
ne klare Gesamtstrategie erkennen lässt, sondern ein Bild 
gebrochener Versprechungen, Ratlosigkeit und Führungs-
schwäche hinterlässt, kann langfristig nicht dabei erfolgreich 
sein, Bürgern diese Ängste zu nehmen und Vertrauen zu si-
chern. Welche Wege zu neuem Vertrauen gibt es?

Vertrauen: Die Grundlagen

Ist Vertrauen erst einmal zerstört, lässt es sich nur schwer 
wiederherstellen. Dies hängt mit dem Wesen von Vertrauen 
als Grundlage zwischenmenschlicher Interaktion zusammen. 
Wir sind nicht allwissend, und die Welt ist voller Unsicherhei-
ten. Deshalb sind wir gezwungen, Risiken einzugehen. Und 
da wir uns nicht sicher sein können, ob wir in der Lage sind, 
diese Risiken vollständig und richtig einzuschätzen, sind wir 

5 Siehe etwa D. Murswiek: Eurorettung und Grundgesetz, in: Ifo 
Schnelldienst, 66. Jg. (2013), H. 7, S. 22-30.
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che Umstürze normalerweise bieten. Systemvertrauen muss 
heute aus dem Stand heraus geschaffen werden. Einen Prä-
zedenzfall gibt es nicht. Wo die Empirie nicht taugt, muss die 
Theorie einspringen, um Handlungsempfehlungen ableiten zu 
können. Der aktuelle Stand der wissenschaftlichen Diskussi-
on10 lässt sich auf drei Faktoren herunterbrechen, die als Ver-
trauensanker neues Systemvertrauen schaffen können.

Vertrauensanker Nr. 1: Regeln, die aktivieren

Vertrauensanker Nummer eins sind Regeln, die die Institutio-
nen des Systems leiten und sie einhegen. Sie schaffen Ver-
lässlichkeit und machen das Verhalten von Institutionen und 
ihren Vertretern berechenbarer. Voraussetzung dafür, dass 
Regeln Systemvertrauen stiften können, ist die gesellschaft-
liche Akzeptanz. Gerade im europäischen Kontext gilt es je-
doch drei Dinge zu beachten. 

• Zunächst ist das Verständnis von Regeltreue in der Staa-
tengemeinschaft unterschiedlich. 

• Hinzu kommt, dass ein koordiniertes Vorgehen von 17 
vollsouveränen Euroländern mit allen ihren Interessen, 
Mentalitäten und Wahlzyklen stets auf den kleinsten ge-
meinsamen Nenner hinausläuft. Regelbasierte Lösungsan-
sätze sind auf europäischer Ebene ebenso wie ihre Anwen-
dung stets das Ergebnis eines Mehrrundenspiels. Sie müs-
sen zahlreichen nationalen Partikularinteressen Rechnung 
tragen. Dies schmälert die gesellschaftliche Akzeptanz der 
Regeln zusätzlich. Positives Erwartungsmanagement fällt 
somit schwer. 

• Nicht zuletzt gilt: Top-down-Vorgaben – etwa über Vor-
schriften, wie sie im Rahmen der Hilfsprogramme Ländern 
auferlegt werden – erzeugen Widerstand und Freund-
Feind-Denken. Sie bevormunden Gesellschaften und neh-
men ihnen die Motivation, Probleme eigenverantwortlich in 
die Hand zu nehmen. 

Wo es keine europäische Öffentlichkeit gibt, scheinen hierar-
chisch strukturierte Ordnungsformen nicht zum Erfolg zu füh-
ren. Dies bedeutet jedoch nicht, dass der Regelansatz an sich 
falsch wäre. Vielmehr muss er dafür genutzt werden, um den 
Markt als Mittel für eine funktionierende spontane Ordnung 
wiederzuentdecken: Intelligente Regeln sollten den Rahmen 
einer Wettbewerbsordnung setzen, die einerseits Freiräume 
schafft und andererseits sicherstellt, dass diese Freiheit nicht 
missbraucht wird. 

10 Siehe etwa R. M. Lepsius: Vertrauen zu Institutionen, in: S. Hradil 
(Hrsg.): Differenz und Integration. Die Zukunft moderner Gesellschaf-
ten, Frankfurt a.M. 1997, S. 283-293; oder auch T. Theurl: Das Ringen 
um Vertrauenswürdigkeit, in: G. Schwarz (Hrsg.): Vertrauen – Anker 
einer freiheitlichen Ordnung, Zürich 2007,  S. 37-47.

schaft wird durch sogenannte Systeme organisiert und 
erhalten (z.B. Rechts-, Geld- oder Wirtschaftsordnung). 
Wir erwarten, dass diese Systeme funktionieren, dass wir 
Zugang zu ihnen haben und sie nutzen können. Zum Bei-
spiel nehmen wir an, dass der Staat unsere Rechte schützt 
und wir sie einklagen können. Unser Vertrauen in Systeme 
sorgt dafür, dass wir mit Sicherheit und Zuversicht durchs 
Leben gehen. 

Eben dieses Systemvertrauen ist für eine marktwirtschaftliche 
Wirtschaftsordnung konstitutiv. Wenn wir uns auf ein funkti-
onierendes Wirtschaftssystem mit seinen Freiheiten, Regeln 
und Pfl ichten verlassen können, dann wirkt unser Systemver-
trauen gleichzeitig auch wie ein Katalysator des Wettbewerbs: 
Aus Vertrauen in den Markt wird Vertrauen im Markt, ohne das 
Märkte nicht möglich wären: Vertrauen unter den Marktteil-
nehmern ist Voraussetzung für Kooperation und Austausch. 
Freie Märkte stiften gerade deshalb Vertrauen, da sie es über 
unsere Transaktionen andauernd auf die Probe stellen und ei-
nen natürlichen Kontrollmechanismus schaffen. Wer nicht ver-
trauenswürdig ist, wird auf Dauer nur schwer Erfolg haben. So 
entsteht ein sanfter Zwang zur Kooperation und zur Partizipa-
tion. Dieser Mechanismus überträgt sich auf die Gesellschaft 
als Ganzes. Umfragen – etwa der World Values Survey9 –  be-
legen: In marktwirtschaftlich geprägten Gesellschaften haben 
Menschen oft auch ein hohes Vertrauen in die Gesellschaft. 
Eben dieses Systemvertrauen ist in der Eurokrise bedroht. 

Systemvertrauen aufbauen – aber wie?

Systemvertrauenskrisen sind nichts Neues. Sie sind Teil der 
Zivilisationsgeschichte, seit es Institutionen, Rechts- und 
Währungsordnungen gibt. Und dennoch unterscheidet sich 
die aktuelle Situation der Eurokrise von früheren Vertrauenskri-
sen. So erfolgte in der Vergangenheit auf größere Systemver-
trauenskrisen immer ein institutionell-politischer Neubeginn. 
Zum Beispiel in Deutschland: Kapitulation, Abdankung des 
Kaisers, Währungsreform, Machtergreifung, nochmal Kapitu-
lation, nochmal Währungsreform, Mauerfall, Währungsunion, 
Wiedervereinigung. Stets fand ein Strukturbruch statt, der den 
Bürgern das Gefühl eines Neubeginns gab – wohlgemerkt 
eines institutionellen Neubeginns; Führungspersonal und ge-
sellschaftliche Eliten blieben oft die alten. 

In der Eurokrise ist das anders: Institutionen funktionieren. 
Konsumenten und Investoren geht es gut, und die Hauptver-
lierer der Eurokrise – in erster Linie jugendliche Arbeitslose 
– werden über Transfers kompensiert. Wer in diesen Tagen 
überlegt, wie Systemvertrauen wiederhergestellt werden 
kann, der betritt durchaus Neuland. Er kann jenen Schwung 
nicht nutzen, den Revolutionen oder größere gesellschaftli-

9 World Values Survey Association: World Values Survey 1981-2008 Of-
fi cial Aggregate, Stockholm 2009.
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geleitet werden, fehlen die richtigen Wachstumsimpulse. Und 
wenn auf einen Euro für Landwirtschaft nur ein Cent für den 
Jugend- und Studentenaustausch kommt, kann die Europäi-
sche Union auch langfristig nicht zur Wertegemeinschaft zu-
sammenwachsen.

Was spräche dagegen, nur noch jene Haushaltsposten aus 
dem EU-Haushalt zu speisen, von denen konkrete Reformim-
pulse und Investitionen in Mitgliedstaaten ausgehen? Was 
spräche dagegen, mit Brüsseler Mitteln

• arbeitslose junge Menschen, die angesichts schwerer 
Anpassungsrezessionen und rigider Arbeitsmärkte in Kri-
senländern keine Tätigkeit fi nden, über Sprachkurse und 
Mobilitätsstipendien zu aktivieren, anstatt sie – wie zuletzt 
im Rahmen der europäischen Jugendgarantie12 geplant – 
in Beschäftigungsgesellschaften ruhigzustellen und ihnen 
eine falsche Vorstellung vom Erwerbsleben zu vermitteln? 

• Europas Namen als Wiege der Wissenschaft neue Ehre 
zu machen und dem Kontinent über die Förderung grenz-
überschreitender, angewandter Innovation als Raum der 
Forschung und Entwicklung neue Dynamik zu verleihen?

• Mitgliedstaaten jenen fi nanziellen Spielraum zu ermögli-
chen, den sie benötigen, um Steuerreformen eigenverant-
wortlich durchzuführen und vorzufi nanzieren?

Subventionen zur Abfederung des Wandels und Erhaltung 
des Bestands könnten weiterhin in nationaler Verantwortung 
verbleiben. Von den Kapitalmärkten als Finanziers kritisch 
beäugt könnte so manche lieb gewonnene Tradition schon 
bald ihrer Abwicklung entgegenblicken.

Vertrauensanker Nr. 3: Debatte über Ziele führen

Auch das beste Wirtschaftssystem mit klaren, durchsetzba-
ren Regeln und soliden Wachstumsperspektiven kann allei-
ne kein Systemvertrauen gewinnen. Früher oder später stel-
len sich Bürger die Sinnfrage – warum Eurorettung? Warum 
Reformkurs? Warum Solidarität? Menschen suchen nach 
menschlicher wie gesellschaftlicher Orientierung, die gute 
Institutionen oder Wachstumsperspektiven allein nicht bieten 
können. Hilfreich ist hier eine Neubesinnung auf einen ge-
meinsamen Standpunkt entlang einer gesamteuropäischen, 
ergebnisoffenen Debatte über Werte – also eine Zielbestim-
mung im Hinblick auf das, was wichtig und wünschenswert 
ist. Ebenso wenig wie der Reformkurs lässt sich eine solche 
Debatte verordnen – wohl aber veranstalten, etwa über „Run-
de Tische“, öffentliche Diskussionen und Ideenwettbewerbe. 
Von eben diesem Schritt sind EU und Eurozone noch weit 
entfernt. Eine gemeinsame europäische Öffentlichkeit gibt 

12 Vgl. Europäischer Rat: Schlussfolgerungen vom 28.2.2013. Brüssel 2013.

Für Europa bedeutet dies: Vollendung des Binnenmarktes, 
Bankenunion mit einheitlicher Finanzmarktregulierung, vor 
allem jedoch eine schnellstmögliche Beendigung von Hilfs-
programmen und die Rückkehr an Kapitalmärkte, die Länder 
für glaubwürdige Reformen über niedrigere Zinsen belohnen. 
Allein sie können Menschen und Gesellschaften aktivieren, 
indem sie Ländern mehr Eigenverantwortung in einer neuen 
europäischen Wettbewerbsordnung geben, die die Staaten 
wieder in einen stärkeren Wettbewerb stellt. Strukturreformen 
und Sparanstrengungen würden dann aus Eigenantrieb erfol-
gen – und sich direkt auszahlen. Die Erfolgsgeschichten von 
Ländern wie Deutschland, aber auch Estland und Lettland 
zeigen, dass dieser Weg möglich ist, wenn er aus Eigenan-
trieb erfolgt. Allerdings: Regeln allein helfen wenig, wenn sich 
keine Perspektiven ergeben, dass sich aus ihrer Befolgung 
Nutzen ziehen lässt. Sie müssen daher um einen weiteren 
Faktor ergänzt werden. 

Vertrauensanker Nr. 2: Perspektiven durch Wachstum und 
Teilhabe geben

Systemvertrauen ergibt sich weiterhin aus Perspektiven des 
Wachstums und der wirtschaftlichen Teilhabe, die Bürgern 
den konkreten Nutzen eines Systems vermitteln.11 Erst, wenn 
Wachstumsperspektiven zu Regeln hinzukommen, glau-
ben Menschen an die Zukunft und gehen Wagnisse ein. Wer 
vertraut, investiert – und Wachstum nährt sich von selbst. 
Vertrauen wird dann zur Wette auf den Erfolg gemeinsamer 
Anstrengungen. In einer Gesellschaft, die nicht wächst, wäre 
dieser Weg ungleich beschwerlicher. 

Wachstumsperspektiven verstärken die (selbst-)vertrauens-
bildende Wirkung von Regeln in einer positiven Wechselwir-
kung: Bei steigendem Wohlstand setzt ein Lerneffekt ein, 
dass es sich lohnt, Regeln zu befolgen. Je besser die Wachs-
tumsperspektiven sind, desto weniger werden noch Regeln 
und Kontrolle gebraucht, weil die Akteure sich an Verspre-
chen halten. Sie möchten das, was durch Vertrauen erreicht 
wurde, nicht zerstören. Fairness und Transparenz zahlen sich 
dann besonders aus. Daher hält sich in einer Kultur von Re-
geln und Wachstum auch die Bereicherung auf Kosten an-
derer in Grenzen. Regeln werden dann nur noch für den Kon-
fl iktfall benötigt. Sie sind eine unwillkommene Rückfalloption, 
die man ungern wahrnimmt. Vertrauen ist transaktionskos-
teneffi zient.

Ein Blick auf die Bemühungen auf europäischer Ebene, 
Wachstum zu schaffen, fällt jedoch ernüchternd aus. Das 
jüngste Beispiel ist der Entwurf für den siebenjährigen EU-
Finanzrahmen, der in erster Linie eine Fortschreibung frühe-
rer Umverteilungspolitik ist.  Wo Mittel in die Abfederung von 
Strukturwandel statt in Bildung, Forschung und Infrastruktur 

11 B. Lahno:  Der Begriff des Vertrauens, Paderborn 2002, S. 263. 
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Es besteht auch auf der Nachfrageseite: Der Wähler scheint 
sich für Europa nicht zu interessieren. Das enorme Poten-
zial, das Europaparlament zum Band zwischen den Bevöl-
kerungen Europas und der Brüsseler Steuerungsebene zu 
entwickeln, ist bisher ungenutzt geblieben. 

Systemvertrauen als Vorbedingung

Die Eurozone ist von diesen drei Faktoren für neues System-
vertrauen noch weit entfernt. Regulierungsansätze verfol-
gen noch stark einen Top-down-Ansatz und werden daher 
bis zur Wirkungslosigkeit abgeschwächt oder schlicht nicht 
befolgt. Wachstumschancen – etwa durch eine grundle-
gende Neuausrichtung des EU-Haushalts – werden nicht 
genutzt. Und auch eine sinnstiftende Zieldebatte dürfte in 
den kommenden Jahren schwerfallen, wenn entscheidende 
Akteure wie das Europäische Parlament sich ihrer Verant-
wortung verweigern. 

Langfristig könnte dies auch Auswirkungen auf das Vertrau-
en der Bürger in den Euro als gemeinsame Währung haben. 
Der Nexus zwischen Systemvertrauen und Währungsver-
trauen in der Eurozone ist das Verhalten der Europäischen 
Zentralbank selbst. Über ihre Rettungspolitik, aber auch 
durch die explizite Zusage von EZB-Präsident Draghi im 
letzten September, alles innerhalb des EZB-Mandats zu un-
ternehmen, um den Euro zu retten, hat sich die EZB in eine 
faktische Abhängigkeit von der Politik begeben. Auch ihre 
jüngst proaktive Rolle in der Zypernkrise, in der die EZB per 
Ultimatum den Gang der Dinge geschickt zu beschleunigen 
wusste, ändert an dieser Einschätzung nichts – im Gegen-
teil: Die EZB ist mehr denn je zum aktiven Akteur geworden. 
Die Politik nimmt diese Rolle dankbar auf.

Solange die allgemeine Schiefl age im Währungsraum die 
Reaktionsfunktion der Geldpolitik beeinfl usst, kann die EZB 
langfristig Vertrauenskollateralschäden nicht verhindern. 
Der Euro – die gemeinsame Währung – wird langfristig im-
mer nur so gut sein können wie das Vertrauen, das Men-
schen in die zugrundeliegenden Institutionen legen können. 
Systemvertrauen in die europäische Politik bleibt daher die 
Grundvoraussetzung dafür, dass auch das Vertrauen in die 
gemeinsame Währung wieder wachsen kann. 

es nicht – ebensowenig wie eine ergebnisoffene Diskussion 
über die langfristigen Ziele europäischer Integration. Euro-
skeptische Parteien wissen diese Sprachlosigkeit geschickt 
für sich zu nutzen.

Der einzige Akteur, der diesen Dialog auf überstaatlicher Ebe-
ne anstoßen könnte, ist das Europäische Parlament. Ein Blick 
auf seine bisherige Rolle in der Eurokrise zeigt jedoch, dass 
es dieser Verantwortung bislang nicht nachgekommen ist. 
Gut drei Viertel der europäischen Gesetze unterliegen mittler-
weile dem sogenannten ordentlichen Gesetzgebungsverfah-
ren. Dem Parlament wird so ermöglicht, Gesetzesinitiativen 
der Kommission entscheidend zu beeinfl ussen, im Konfl iktfall 
zu blockieren und mit der Kommission nahezu auf Augenhö-
he zu agieren. Hinzu kommt sein Einfl uss durch seine Unab-
hängigkeit: Im Gegensatz zu nationalen Parlamenten wird das 
Europaparlament nicht von einer regierenden Koalition oder 
Partei dominiert. Leider macht das Europäische Parlament 
trotz dieser formal festgelegten Kompetenzen bisher wenig 
aus seinen Möglichkeiten. Die Abgeordneten blockieren sich 
innerhalb ihrer Fraktionen oft gegenseitig, da sie noch immer 
in nationalen Interessenskategorien denken – eine Art divide 
et impera von unten. Die Macht, die dem Parlament mittler-
weile zugestanden wird, nutzt es nur sehr begrenzt. Vor allem 
in der Eurokrise hat sich das Parlament bisher mit Lösungs-
vorschlägen oder Appellen vornehm zurückgehalten.

So kommt es, dass seine faktischen Einfl ussmöglichkeiten 
von der Bevölkerung nicht wahrgenommen werden. Einer  
im Vorfeld der Europawahlen 2009 durchgeführten Euro-
barometer-Umfrage13 zufolge sind nur 42% aller Befragten 
innerhalb Europas der Ansicht, dass das Europaparlament 
an Bedeutung gewonnen habe. Über 53% der europäischen 
Wahlberechtigten sind an der Europawahl nicht interessiert. 
Für Deutschland bedeutet das, dass nur 41% der befragten 
Wahlberechtigten (EU: 34%) beabsichtigen, überhaupt zur 
Europawahl zu gehen. Bei den Europawahlen im nächsten 
Jahr dürfte das Ergebnis nicht anders ausfallen. Das oft er-
wähnte Demokratiedefi zit auf europäischer Ebene besteht 
also nicht nur auf der Angebotsseite durch Selbstlähmung. 

13 Vgl. Europäische Kommission: Eurobarometer zum Europäischen 
Parlament (Standard-EB-71), Brüssel 2009.
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